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Text 

COVID-19-Test im niedergelassenen Bereich 

§ 742. (1) Die im niedergelassenen Bereich tätigen Vertragsärztinnen und Vertragsärzte, 
Vertragsgruppenpraxen bzw. Primärversorgungseinheiten sowie die selbständigen Vertragsambulatorien 
für Labormedizin sind berechtigt, bei den nach diesem Bundesgesetz krankenversicherten Personen und 
deren anspruchsberechtigten Angehörigen Tests für den Nachweis des Vorliegens einer Infektion mit 
SARS-CoV-2 (COVID-19-Test) durchzuführen, sofern bei der betreffenden Person Symptome vorliegen, 
die eine Infektion mit SARS-CoV-2 vermuten lassen. 

(2) Bei Testungen nach Abs. 1 ist ein Antigentest durchzuführen. Nach jedem fünften positiven 
Testergebnis eines Antigentests ist von der jeweiligen Vertragspartnerin/dem jeweiligen Vertragspartner 
zusätzlich eine Probe für einen PCR-Test zu entnehmen und an ein Vertragsambulatorium für 
Labormedizin oder eine Vertragsfachärztin/einen Vertragsfacharzt für Labordiagnostik zur 
laboranalytischen Auswertung zu übermitteln. 

(3) Der Krankenversicherungsträger hat für einen COVID-19-Test nach Abs. 2 

 1. den Vertragsärztinnen und Vertragsärzten, Vertragsgruppenpraxen bzw. 
Primärversorgungseinheiten für die Durchführung des Antigentests, für die Probenentnahmen 
samt Material, die Auswertung des Antigentests, die Übermittlung der Probe für den PCR-Test 
und die dazugehörige Dokumentation sowie 

 2. den selbstständigen Vertragsambulatorien für Labormedizin und den 
Vertragsfachärztinnen/Vertragsfachärzten für Labordiagnostik für die laboranalytische 
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Auswertung eines PCR-Tests inklusive des verwendeten Materials und die dazugehörige 
Dokumentation 

jeweils ein pauschales Honorar in Höhe von 25 Euro zu bezahlen. Zuzahlungen der Patientinnen und 
Patienten sind unzulässig. Der Bund hat dem Krankenversicherungsträger die ausgewiesenen 
tatsächlichen Kosten für diese Honorare aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds zu ersetzen. 
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